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5(} Jahre Grundgesetz

och ımmer Anlafß Verfassungspatriotismus?

Vor wenıgen onaten haben WIr uns der Konstitulerung des Parlamentarischen
Rates! erinnert, der 1im September 948® ın onn mıiıt den Beratungen ber eıne
NECUEC Verfassung -  begonnen hat reı Jahre ach dem endgültigen Zusammenbruch
der nationalsozialıistischen Herrschaft, dem Ende des Krıegs und eiınem totalen
polıtischen, militärischen un moralischen Bankrott. Miıt dem Fundamentalsatz,
da{fß der Staat tür den Menschen da se1 un nıcht der Mensch für den Staat, hatte
diıe Vorbereitungskommissıon VON Herrenchiemsee den Beratungen die Rıchtung
gewlesen“. Nun begehen WIr 23 Maı den 50 Jahrestag des Inkraftttretens die-
SE NECUECNMN Verfassung. Haben wIır Grund, dieses Jubiläum auch fezern? Ist das
Grundgesetz auch nach 50 Jahren och ımmer Anla{$ für „Verfassungspatriot1Ss-
MUS und Recht se1ın Gegenstand?

Das seıtdem VErSANSCIHIC halbe Jahrhundert deutscher Geschichte Walr zunächst
noch lange eıt VO den Folgen des VO uns Land AUSSCHANSCHCH Krıeges
epragt. ber 1st tür uns zugleıich eıne eıt des mMI1t Entschlossenheıt ewahrten
Friedens SCWESCH. Und ın seıner etzten Dekade hat CS dıe Wiederherstellung der
staatlıchen FEinheit uUuNnNnseTCsS Landes gebracht. Gewifß 1St das Grundgesetz weder
dıe einz1ge och die entscheidende Wıirkursache dieser Entwicklung SCWECSCH, dıe
eınen der glücklichsten Abschnitte unserer Geschichte umgreift. Es könnte aber
auch nıcht eintfach als eıne tür diese Entwicklung bedeutungslose Zutälligkeit
hinweggedacht werden. Vielmehr hat PS amn Anfang ın Antwort, Autnahme un
Neubeginn eindrucksvoll die Grundlagen eıner staatlıchen Ordnung
nıgstens tür eınen 'eıl uUNnseTICS Landes testgelegt un Kontinuiltät und Wandel
deutscher Politik ın den etzten 50 Jahren aller Nutzen gestutzt und mıt-
ZESTEUETT.

Dennoch lohnt CS sıch, heute erneut nach dem Ma{fß der Bewährung fragen,
das WIr dieser Vertassung 4AUS der Perspektive der Gegenwart und 1m Blıck aut die
Zukunft zusprechen dürten. Vier Jahrzehnte lang hat das Grundgesetz 1U die
Verfassung tür denjenıgen Teıl Deutschlands seın können, tür den dıe westlichen
Sıegermächte miıt den sogenannten „Franktfurter Dokumenten“ Juli 948%
die Erneuerung un: Bekräftigung seıner Staatlichkeit un ın Gang DC-
bracht hatten. Die Beurteilung der damalıgen Rechtslage Gesamtdeutschlands 1St
bıs 1881 Jahre 990 „höchst kontrovers un schwier1g“ gewesen *. Seitdem 1St der
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Taats- un völkerrechtliche Diısput darüber VON überwiegend hıstorıschem Inter-
CSSC Dıie auf deutscher Seılite Beteiliıgten haben damals jedoch den Zustand der
sıch autend weıter verfestigenden Teiılung Deutschlands als Nur unter dem Zwang
der Verhältnisse un: höchstens auf eıt hinnehmbar, 1ın der Sache aber als absolut
inakzeptabel angesehen. Das bezeugte der Wortlaut des Grundgesetzes ın seiıner
Präambel eindeutig, un gelegentlich ın manchem dıtterenzierende Urteile* anNn-
derten daran iın der Substanz aum eLtwas Dıie Bewahrung der Hoffnung auf die
Überwindung der Teilung pragte ın jenen Onaten aut deutscher Seıite das (Je-
schehen, und die westlichen Alliierten stımmten den daraus SCZOHCNEN Folgerun-
SCH schliefßlich So wurde dıe Ausarbeıtung der Verfassung nıcht eıner
verfassunggebenden Natıonalversammlung, sondern dem Parlamentarischen Rat
überantwortet ?, un die CU«C Vertassung wiırd, obwohl s$1e alle wesentlichen
Merkmale eıner vollgültigen Verfassung aufweist, „Grundgesetz“ heißen, Un

dem Wıedervereinigungsvorbehalt Rechnung tragen.
Als das Grundgesetz Maı 949 ın Kraftt trıtt, 1St aber eben Nur die

Verfassung eınes ın ZEWISSeET Weıse erst durch s$1e konstitulerten westdeutschen
Teilstaats, für den 1im übrıgen das Besatzungsstatut der westlichen Sıegermächte
weıterhın oilt nd MI1t etzten Resten bıs 990 weıterwirkt. Auft den ersten
Blick begegnet uns das Grundgesetz also keineswegs als eın strahlendes, alles be-
triedendes und befreiendes Ereıignis. Eın orofßer Teıl der Bevölkerung scheıint den
Vorgang der Verfassungsneuschöpfung damals auch keineswegs als besonders aut-
regend empftunden haben

Die Akzeptanz des Grundgesetzes ste1gt
ber sehr bald Wll'd dem Grundgesetz fast 1L1UT och Zustimmung entgegenge-
bracht. Da auch ın den otffiziellen Festreden Anerkennung un! Lob erfährt,
verwundert also nıcht. An der Schwelle ZUuU dritten Jahrzehnt seiıner Exıstenz be-
zeichnet der damalıge Bundespräsident (zustav Heınemann dıe Schaffung des
Grundgesetzes als eıne „Sternstunde“ der deutschen Geschichte, un: Bundes-
präsıdent Roman Herzog hat anläftlich der Rückerinnerung den Begınn der
Arbeit des Parlamentarischen Rates 1mM VErTrSANSCHEC Herbst VO Grundgesetz als
VO eiınem „Glückstall“ gesprochen. In der Wıssenschaftt 1St das Grundgesetz als
„dıe treiheitlichste Vertassung‘ der deutschen Geschichte gewürdıgt worden,
un WCINN CS angesichts der damalıgen außerordentlichen Umstände Z weıtel
der Legıitimıität seınes Zustandekommens gegeben haben könne, seıen diese
Zweıtel jedenfalls das 1St schließlich die ganz überwiegende Meınung aANSC-
sıchts der W 1e€e selbstverständlichen Akzeptanz durch die Bevölkerung längst ob-
solet geworden‘. Aut der Basıs dieses Grundgesetzes habe das 'olk mıt hoher Be-
teilıgung regelmäfßsıg das Parlament gewählt, un dıe Bıldung VO 1m Parlament
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mehrheitlich getragenen Regierungen habe ebenso w1e€e eın Machtwechsel ZW1-
schen den politischen Grofßgruppierungen ın demokratisch ınwandtreier
Weıse tunktioniert. Schliefßlich habe der Grundrechtsschutz nıcht zuletzt durch
das Bundesverfassungsgericht ın eıner ın der deutschen Geschichte bisher e1ın-
malıgen Weıse eıne letzte Absicherung ertahren.

In den ersten vier Jahrzehnten seiıner Geltung 1st dem Grundgesetz VO den
Keprasentanten des Staates und VON der Wıssenschaftt, aber auch durch das kon-
kludente Verhalten und Handeln der breiten Mehrheit der Bevölkerung breite
Zustimmung zute1l geworden. Da{i CS ın diesem Zeıtraum auf den VO ıhm selbst
dafür vorgezeichneten verfassungsmäfßigen egen 37 Anderungen der rgan-
ZUNSCH erfuhr, hat daran nıchts geändert, obwohl einıge dieser ÄAnderungen sehr
ohl deutliche Einschnitte ın das bisherige Gefüge des polıtiıschen (zesamt-
SYSTCEMS gebracht haben Die Einführung der Notstandsverfassung oder dıe grofße
Finanzretorm können Ja aum als lediglich kosmetische Operatıonen der als
PDUrC Formalanpassungen gedeutet werden. Im übrigen hat das Grundgesetz auch
internatıonal als Verfassung eınes treiheitlich-demokratischen Rechtsstaats durch-
WCB grofße Anerkennung erfahren, und manche seıner verfassungsrechtlichen
Konstruktionen, iınsbesondere das „konstruktive Mifßtrauensvotum“ des Art

haben Aufnahme ın spater ın Kraft getretene Verfassungen anderer Länder
getunden.

Nach 40 Jahren: iıne NCUEC Vertassungsdebatte
|)as fünfte Jahrzehnt der bisherigen Geschichte des Grundgesetzes 1STt dagegen
VO eıner eigentümlıch ambivalenten Diskussion überlagert und ın gewlsser
Weıise auch überschattet SCWECSCH. Verständlicherweise lösten der Zusammenbruch
des Herrschaftssystems der SED un die sıch anbahnende Wiederherstellung der
staatlıchen FEinheit Deutschlands A Ende des Jahres 989 eıne Debatte ber dıe
vertassungsrechtlichen Aspekte dieses Prozesses au  7 ber bald kam ın dieser
Vertassungsdebatte MmMI1t Macht jene Ambivalenz zu Durchbruch, die auch spater
noch die Arbeıit der (Gemelnsamen Vertassungskommıissıon VO Bundestag un
Bundesrat pragte und nach deren Abschlufß bıs ın die Jüngste Gegenwart erhalten
blieb

Dreı sıch Zu Teıl überlagernde Phasen können iın dieser Vertassungsdebatte
unterschieden werden. Zuerst WTr s1e auf die rage konzentriert, welchem Weg
be] der Wıederherstellung der staatlıchen Einheit Deutschlands der Vorzug N

geben sel. Das Grundgesetz hatte bekanntlıch VO Anbegınn miıt Art p
(alte Fassung) un MI1t Art 146 mehrere Optionen dafür offengehal-

te  - Als ann de tacto mıt der ersten treıen Volkskammerwahl ın der DDR
18 März 1990, de Jure mıt der beiderseıitigen Unterzeichnung des Eınıgungsver-
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trages dıe Entscheidung zugunsten des Beıtrıtts der ın der DDR wıederbegrün-
deten Länder ach Art 23 a. E gefallen WAalTl, verlagerte sıch die Diskussion.
Nun oing OS aut einer prinzıpiellen Ebene darum, ob das wiedervereinigte
Deutschland nıcht doch un ZWaAar ungeachtet des Beıtrıtts der NCUCMN Länder SC-
18 Art 23 eıner gänzlıch NCUCHK, dıe Stelle des Grundgesetzes treten-
den gesamtdeutschen Vertassung bedürte. Diese Diskussion un der sehr kon-
krete Druck der Opposıtıon, autf deren Zustimmung Zzu Eınıgungsvertrag e  7, der
ertorderlichen Zweıi-Drittel-Mehrheit ankam, schuten eıne durchaus bri-
sante Gemengelage, als deren Ergebnıis schliefßlich Art 146 ın eıner geänder-
ten Fassung erhalten geblieben 1St Dıie an Bundestag und Bundesrat gerichtete
Empfehlung® ın Art des Eınıgungsvertrages, sıch „innerhalb VON Zwe!l Jahren
MmMiıt den m Zusammenhang mıt der deutschen Eınıgung aufgeworftenen Fragen
ZUr!r Anderung der Erganzung des Grundgesetzes“ und dabei aUuUC „insbeson-
ere mıiıt der Frage der Anwendung des Art 146 des Grundgesetzes un ın deren
Rahmen eıner Volksabstimmung“ befassen, bezog sıch also bereıts auf diesen
dılatorıschen Formelkompromifß des nNneuen Schlußartikels, ın dem das 949 unter

ganz anderen Bedingungen angekündigte Zurücktreten des Grundgesetzes hinter
eıne Vertassung tortgeschrieben, zugleich aber ausdrücklich testgestellt ISt,
da{ß das Grundgesetz nunmehr „nach Vollendung der Eıinheıt und Freıiheit
Deutschlands tür das SCSAMLE deutsche olk oilt  «“ 9. Nachdem Bundestag un
Bundesrat auf die Empfehlung miıt der Errichtung eıner Gemehlnsamen
Vertassungskommission reaglert hatten, wurde dıe These, da{fß . allen Um-
staänden eıner T1CUCI Verfassung bedürte, miı1t zunehmender Lautstärke vertireten

ber VO der Mehrheit 1St ohl doch Recht bestritten worden, da{fß Art 146
den Sınn gehabt habe, das Grundgesetz 1m Fall der Wiıederherstellung

der Einheit Deutschlands auch ganz unabhängig VO dem dieser Einheit be-
schrittenen Weg Zur treiıen Dısposıtion stellen. Diese Bestimmung hatte viel-
mehr ın eıner Art VO hondtitionaler Aussage eıne präzıse estimmte normatıve
Wırkung das Ende der Gültigkeıt des Grundgesetzes eın och ungeWIlsses
zukünftiges Ereignis angeknüpftt. ber als Bedingung für das Eıntreten Jjener 101 -

matıven Wırkung hatte Art 146 eben nıcht die Wiederherstellung der
staatlıchen Einheit Deutschlands, sondern das Inkraftfttreten eıner Vertas-
SUuNng ZCNANNL. Art 146 1St ZWAar sıcher 1m Zusammenhang mıt der
Präambel des Grundgesetzes und ıhrer das „gesamte”“ deutsche Volk gerichte-
ten Aufforderung lesen SCWESCHIL, „1N treiıer Selbstbestimmung die FEinheit un:
Freiheit Deutschlands vollenden“. Aufßerhalb dieses Kontextes hätte Art 146

Ja auch nıcht mehr als die demokratische Selbstverständlichkeit ausgesagtl,
da{fß der Souveran grundsätzlıch das Recht ZuUur Verfassungsneuschöpfung ın Aln-
spruch nehmen ann [a Verfassungen 1es aber ın der Regel nıcht och einmal
ausdrücklich bestätigen, 1eß% Art 146 ımmer schon auf eınen spezifischen
Grund für seıne Exıstenz schliefßen: Das Grundgesetz hat 949 seın eıgenes Au-
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Rerkratttreten Just für den Fall angekündıgt, da{fß die Wiederherstellung der eut-
schen FEinheit gerade un vielleicht 1Ur auf dem Weg ber dıe Erarbeitung un
Verabschiedung eiıner anderen, durch das gesamte deutsche 'olk beschlos-

Verfassung erreichbar werden sollte. Für diesen aufßersten Fall hatte sıch
das Grundgesetz ın Art 146 gewissermaßen ZUu Notopter der Selbst-
aufgabe verpflichtet. Es hat jedoch, und ZWar VO Anfang a tür ganz Deutsch-
land ın Kraft treten und ın Kraft bleiben wollen, WEeNn die Wiederherstellung der
staatlıchen FEinheit auf dem anderen, ıhm erötffneten und 1mM übrıgen VOMM

Volk ım „anderen eıl Deutschlands“ treı gewählten Weg über Art 23 L  1-

reichbar werden sollte.
Bald zeichnete sıch deutlich ab, dafß weder die gesetzgebenden Körperschaften

noch dıe Staatsrechtswissenschaft och die OÖffentlichkeit mehrheitlich die Er-
arbeıtung eıner gänzlıch Verfassung tür wünschenswert der gar für NOL-

wendıg hıelten. uch die (GGemehnmsame Vertassungskommuissıon hat deshalb UuNnge-
achtet aller Meinungsverschiedenheıten ın vielen Eınzelfragen ın der rund-
tendenz MI1t Mehrheıt auf die Herausarbeitung der ertorderlich erscheinenden
Änderungen und Ergaänzungen des Grundgesetzes, nıcht aber auf eıne gänzlıch

Verfassung hingearbeıtet. Folgerichtig hat s1e ın ıhrem Abschlußbericht
auch empfohlen, ach der Beschlufstassung ber ıhre Vorschläge für Anderungen
un Erganzungen des Grundgesetzes dıe rage eıner weitergehenden Umsetzung
des neugefafßten Art 146 derzeıt nıcht weıter verfolgen '®. Bundestag und
Bundesrat sınd dieser Empfehlung gefolgt.

Die Retorm kommt Zzu Abschlufß dıe Debatte dauert

Während MI1t der Beschlufstassung der gesetzgebenden Körperschaften über dıe
tür notwendig gehaltenen AÄnderungen und Erganzungen des Grundgesetzes dıe
Vertassungsreform ıhr vorläufiges Ende kam, ebbte die Verfassungsdebatte, die
den Prozefß der Wiederherstellung der Einheit begleitet hatte, keines-
WCB> ab Vielmehr wurden 1UM VO eiıner Minderheıt die Ergebnisse der Vertas-
sungsreform ZUu Teıl heftig krıtisiert, un Z W al meı1lst mıiıt dem Tenor, 1er se1
eıne oroße, Ja einmalıge Chance eıner wiırklıchen, das (GGemeimwesen auf eıne
NCUC, seıiner veräiänderten Substanz entsprechende Grundlage stellenden Vertas-
sungsreform leichttertig der al absichtlich vertan worden Was herausgekom-
Inen sel, verdiene hıefß P den Namen Retorm nıcht, un das NUu weıter ın
Geltung betindliche Grundgesetz verdiıene 1U eigentlich och wenıger als trüher
schon eıne wirkliche Vertassung ZeENANNL werden, weıl CS weıterhın der Bestäti-
sung durch eıne Volksabstimmung un damıt eıner wirklich tragenden Legıtimi1-
tat ermangele. uch NeUeEZETEC Publikationen kreisen ımmer wıeder eiınmal dıe
Behauptung, dafß be1 der Wiedervereinigung eıne sroße Chance versaumt worden
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se1l da{fß Deutschland ach w1e VOT eıne (Alt Verfassung brauche un da{fß das
Grundgesetz letztlich och ımmer der hınreichenden Legıtimatiıon entbehre. Dıie
„Frage der Anwendung des Art 146 des Grundgesetzes un: ın seiınem Rahmen
eıner Volksabstimmung“ droht also iın der lat eıner „unendlichen Geschichte“

werden.
Die 1m Untertitel ausgesprochene rage, ob das Grundgesetz auch ach 50 Jah
I och Anlafß für eınen „Verfassungspatriotismus“ und miı1t gutem Grund auch
seın Gegenstand seın könne, würde hne diesen austührlicheren hıistori-
schen Rückbezug aum sinnvoll gestellt, geschweige enn begründet beantwortet
werden können. uch der 1NnweIls darauf, da{fß sıch dıe Betfürworter eıner gänzlıch

Verfassung deutlich ın der Minderheit befunden haben un weıter be-
tınden, reicht für eıne solche Antwort natürlıch nıcht A4AUS. Freilich ware auch der
Umkehrschlufß, da{ß das, W aAsSs die Mehrheit denkt, ımmer unvernünftig sel, nıcht
gerade zwıingend. Immerhin 1ST das Bekenntnis dazu, da{fß sıch das Grundgesetz
doch durchaus bewährt habe, auch ın der Debatte der etzten zehn Jahre nahezu
einhellig SCWESCH 15 Wenn manche dennoch auf der Forderung beharren, musse
seınen Platz zugunsten eiıner Verfassuhg raumen, zumındest aber sıch erst

och ın eıner Volksabstimmung seıne unverkürzte Legıtıimität testieren lassen,
mu{ß den tür diese Forderung vorgebrachten Gründen schon um des Grundgeset-
ZC5 un: seıner ANSCIMCSSCHECNHN Würdigung wiıllen doch och näher nachge-
SaNSCH werden. Dabei wırd urz auf das „Provisoriums“ -Argument einzugehen
und der Forderung, ınsbesondere den Katalog der soz1ı1alen Grundrechte un
der soz1ıalen Staatszıelbestimmungen 1mM Grundgesetz auszuweıten, exemplarısch
das Fur und Wıider weıtgehender Verfassungsergänzungen erortern se1n.

Vertassungspatriotismus?
Vorab 1St 11UNM allerdings klarzustellen, W as und auch W as nıcht miı1t der ede
VO Verfassungspatriotismus gemeınt 1St Zunächst 1St also der Begriff be1 seınem
Urheber aufzusuchen, aut seıne Anwendbarkeıt heute prüfen un BC-
WI1Ssse Miffverständnisse abzusıichern.

Der Begriff „Verfassungspatriotismus“ tindet sıch Zzuerst als Überschrift eınes
Leıtartıkels, den der Politikwissenschattler un:! Publizıst olf Sternberger anläfls-
ıch des Jahrestages des Grundgesetzes 23 Maı 979 ın der Frankturter
Allgemeınen Zeıtung veröftentlicht hat 9872 hat Sternberger dıe gemeınte Sache
ann ın eıner ede beım 25-Jahr-Jubiläum der Akademıie tür Politische Bıldung
ın Tutzıng selbst näher enttaltet:

„In dem Madfße, WwI1e€e die Verfassung Leben SCWAaNnN, Wwı1ıe AUS blofßen Vorschritten kräftige Akteure
un! Aktıonen hervorgingen, wıe dıe Ort entwortenen UOrgane sıch leibhaftig regtien, WwI1ıe wır selbst
dıe Freiheiten gebrauchten, die Ort gewährleistet$ WwWI1eE WIr ın un! mıiıt diesem Staat uns ıA be-
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WegCn lernten, hat sıch unmerklıc eın zweıter, eın NCUECT Patrıotismus ausgebildet, der eben auf die
Vertassung sıch gründet. Das Nationalgefühl bleibt verwundet, Wır leben nıcht 1m BaANZCH Deutsch-
and ber WIr leben ın eıner BaANZCH Verfassung, ın einem BANZCH Verfassungsstaat, un:! das 1st selbst

CC 14eine Art VO Vaterland.

Dieser letzte Halbsatz 1STt otfenbar zuerst eiınem doppelten Mißverständnis AauUusSs-

DESETZL SCWECSCH. Zum eiınen hat iInan darın eıne Absage an den Begrift un: die
Bedeutung der Natıon gesehen, während Sternberger selbst nıcht mehr
hatte, als auf deren ıdeologischen Mißbrauch 1ın der Vergangenheıt und aut ıhre
Zu damalıgen Zeıtpunkt nıcht überwiındbare Teilung verwelsen. Zum ande-
£e  - ZOS die ede VO Vaterland mıißtrauische Kritik aut sıch, weıl dieser Begriff
„nıcht mehr ın dıe heutige eıt passe”. Das aber, hatte Sternberger selbst gC-
Sagt, LuUeE „sehr wohl, wenn WIr ıhn Nur recht verstehen“ Denn das Vaterland
se1 „gerade dadurch ausgezeichnet, da{ß WIır darın dıe Luft der Freiheit imen

können, dank seınen heilsamen (Gesetzen. Gesetze, das heißt ın moderner
16Sprache: die Vertassung.“

Sternberger hat damals also VO allem auf Jjene Werthaftigkeit der Verfassung
hınweıisen wollen, U deretwegen CS sıch lohnt, sıch tür s1e einzusetzen und
ıhren ungeschmälerten Bestand kämpfen. Das War 1m Kern viel eher das Pro-
m eiıner Pädagogik Zzur Polıitik und wachem demokratischen BewulßSstsein,
als da{fß als Ergebnis instıiıtutionalısıerter Selbstzweıtel der Deutschen ıhrem
Staat und seıner Staatlichkeit hätte werden mussen 17 war hat die Frage,
W1e dıe Deutschen 6 enn 1U mıt ıhrem Staat und dem Faktum halten wollten,
eıne geteilte Natıon se1n, damals ın der Tat nıcht der ersten Stelle der ötftfent-
lıchen Agenda gestanden, W a4s 1m übrıgen auch tür beträchtliche Teıle der eut-
schen Staatsrechtslehre gegolten hat Gerade während der Teilung Deutschlands
hat jedoch dıe Betonung des grundlegenden Eıgenwerts uns Verfassung und
ıhrer unaufgebbaren Basısaussagen grofße Bedeutung für die Aufrechterhaltung
des Anspruchs auf die Wiederherstellung der staatlıchen un natıonalen Einheıt
Deutschlands gehabt.

Angesiıchts dessen bleibt dıe eigentümlıche Zurückhaltung überraschend, MmMI1t
der dıe These VO der Sınnhaftigkeıit eınes verstandenen Verfassungspatriot1s-
INUS VONN manchen Staatsrechtslehrern aufgenommen worden 1St Urteile ber
diese These, dıe schon ın der Überschrift die Tendenz Zr Ironısıerung ıhres Ge-
genstandes erkennen lıeßen, können jedenfalls kaum überzeugen *. Von eıner
„Verfassungsschwärmereı“ 1St eıne solche Verfassungsgesinnung und eın solcher
Wılle zur Verfassung“ weıt entternt. Eın solcher Verfassungspatrıotismus erkennt
vielmehr ın der freiheitlich-rechtsstaatlichen Vertaßtheit des GemeLnLnwesens und

P O AAA N
damıt, WeNnNn auch nıcht ın jeder einzelnen ihrer Bestimmungen, doch ın der
Grundsubstanz seıner Vertassung, eınen Grundwert, den hochzuschätzen und BC-
genüber unbegründeten Angrıiffen bewahrep als Bürgerrecht un Burger-
pflicht zugleich erscheınt 19

297



Gottfried Leder

Das Grundgesetz noch ımmer ein „Provisorium“?

Manche Autoren stutzen hre Forderung nach eıner gänzlıch NCUCMN Verfassung
der doch zumiındest ach eıner Volksabstimmung ber das Grundgesetz ımmer
och un zu Teıl neuerdings wıeder stärker auf das „Provisoriums-Theorem“.
Sıe leiten aus den historischen Umständen der Entstehung des Grundgesetzes
un aus der Formulierung der ursprünglichen Präambel die Behauptung ab, das
Grundgesetz se1l nıcht 1Ur aln Anfang als eın Provısorium konzipiert SCWECSCHL,
sondern habe diesen Provisoriumscharakter auch nıe verloren *°. Dieser wiırke
U ach der Wıederherstellung der staatlıchen Einheit tort un: könne NUur

durch dıe unverkürzte Anwendung des Art 146 geheılt werden. ber
AUC diese These ann nıcht überzeugen. Dıie Formulierung „tür eıne Übergangs-
Zzeıt  « ın der ursprünglıchen Fassung der Priäambel markierte eiınen zeıtlichen,
nıcht aber eınen iınhaltlıchen Vorbehalt. Provısorisch WarTr 949 CHAUSCHOMUIM
nıcht das Grundgesetz, sondern der Zustand der sıch verfestigenden deutschen
Teilung und damıt natürlıch auch der Vorgang der Gründung eınes westdeutschen
Teılstaats. Das Grundgesetz selbst dagegen war MI1t seınen Bestimmungen ber
diıe Grundrechte, über die grundlegenden Staatszıele un:! ber die Staatsorganısa-
tıon nıchts wenıger als provısorisch, sondern durchaus eıne vollgültige Vertas-
SUNg, mıt der eın ungeteıltes 'olk sıch VO Anfang als der Grundregel seınes
Zusammenlebens hervorragend hätte einrichten können.

Kritik den Ergebnissen der Verfassungsreform un damıt natürlıch auch
eıne wenıger posıtıve Beurteilung des Grundgesetzes wırd weıterhın VOT allem
MIt der These begründet, da{fß 1er die Chance versaumt worden sel, das rund-
ZESECTIZ mıiıt weıteren Grundrechts- un: Staatszıelbestimmungen anzureıchern.

Hıerzu mu{ zunächst den Unterschied zwıschen Grundrechten un: Staats-
zıelbestimmungen eriınnert werden. Grundrechte sınd als subjektive öffentliche
Rechte „unmıttelbar geltendes Recht“ un: somıt VO einzelnen ertorderlichen-
talls bıs hın zum Bundesverfassungsgericht einklagbar. Staatszıelbestimmungen
nehmen ZW ar auch das staatlıche Handeln 1m Sınn eıner grundsätzliıchen Zielvor-
gabe ın Pflicht, gewährleisten dem einzelnen aber keine einklagbaren Rechte.

Be1 der Vertassungsreform 1St Zu Beispıel mıt dem Satz „Niemand dartf
seıner Behinderung benachteılıigt werden“ eindeutig eın Grundrecht ın den
Art der Verfassung eingefügt worden. Demgegenüber handelt CS sıch eher
eıne mıt eıner Gewährleistung verbundene Staatszıelbestimmung, WEn CS Jetzt
1m gleichen Artıikel auch heißt „Der Staat Öördert dıe tatsächliche Durchsetzung
der Gleichberechtigung VO Frauen un: annern un wirkt aut die Beseıtigung
bestehender Nachteıle hın.“ Nıcht aufgenommen wurde dagegen eın
Grundgesetzartikel, für den tolgender Wortlaut vorgeschlagen WAar „Der Staat
schützt das Recht jedes Menschen autf Arbeıt, tragt ZUr Erhaltung un Schaffung
VO Arbeıtsplätzen be1 un sıchert eınen hohen Beschäftigungsstand, sSOWwelılt 1es
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soz1al verantwortbar und ökologisch verträglich 1St  « 21 Dieser Satz hätte ZW aar

ausdrücklich als „Staatszıelbestimmung“ verstanden werden sollen 22 Sein Wort-
aut Jäßt aber sehr gul erkennen, arum sıch die Skepsıis der Mehrheit auch SCNC-
rell eıne weıtgehende Ausweıtung des Staatszıelkatalogs richtete. Schon
dıe Formulierung könnte das Mifßßverständnis nahelegen, aus der Staatszielbestim-
MUNS plötzlich doch eın Grundrecht und damıt eınen indıviduellen, einklagbaren
Anspruch auf die Bereıitstellung eınes Arbeıtsplatzes herauszulesen. Da{fß das den
Staat endgültig überfordern müßte, euchtet unmıttelbar e1in.

Zum anderen bleiben derartige Aussagen aber auch iın sıch iınhaltlıch unbe-
stimmt. Dıie Getahr, da{fß S1Ce Hoffnungen und Erwartungen wecken, die unertüll-
bar bleiben, 1st orofß. Für die Akzeptanz eıner Verfassung ann Cn aber aum eti-

W as Nachteiligeres geben, als da{fß sS1e ın den Verdacht gerat, leere Versprechungen
Z enthalten. Wıe könnte denn der Staat jenen „Schutz des Rechts auf Arbeıt“,
das doch ausdrücklich nıcht als Grundrecht verstanden werden soll, etfektiv Be-
währleısten, hne zugleich ın das Grundrecht der Berutswahltfreiheit der ın das
5>ystem der Tarıtautonomie einzugreıfen? Was ware beı Ma{fßnahmen ALa Sıche-
rung eınes hohen Beschäftigungsstandes „sozıal verantwortbar“, un W 4S ware
dabe!1 „Ökologisch vertretbar“, WenNnn der gleiche Verfassungsvorschlag weıterhın
als eıne NECEUEC Grundrechtsbestimmung torderte, da{fß „nıemand eıner bestimm-
ten Arbeıt CZWUNSCH werden dart“ 257

Natürlich 1St dıe Problematik soz1ıaler Staatszıelbestimmungen mıt dıesen Hın-
weılısen nıcht ANSCMCSSCH ausgeleuchtet. Man annn auch durchaus Verständnıiıs ha-
ben tür das Begehren, ber das Ja 1m Grundgesetz verankerte Sozialstaatsprinzıp
hınaus soz1ıale Grundanlıegen auch auf der Ebene der Verfassung stärker beto-
11C  - ber INa  - MUu annn auch Jjene Probleme stärker ın den Blick nehmen, die
tür die Zukunttschancen uUunNnserer Gesellschaft ımmer größere Bedeutung erlangen

Probleme, die die Verfassung nıcht schafft, sondern vorfindet, ohne für s$1e 1.6-
SUNSCH bereıitstellen können. Dıie demographische Entwicklung unserer Ge-
sellschaft stellt das Soz1alstaatsprinz1ıp bereıts Jjetzt auf eıne harte Probe Das Fak-
u der Globalısierung erd auch MmMiıt wohlklingenden soz1alen Grundrechten
und Staatszıelbestimmungen nıcht A4AUS der Welt geschafft. Wıe schliefßlich dıe An-
sprüche der Menschen auf Freiheit und auf Sıcherheit mıteinander vermuıttelt
werden können, da{fß weder die Sıcherheıit och die Freiheit autf der trecke bleıbt,
1St ach WwI1e VOT das Grundproblem aller Verfassungspolitik.

Aufgabe un Funktionstähigkeıit der Verfassung
Dıie Aufgabe eıner Verfassung besteht bekanntlıch in der Ermöglichung, Herstel-
lung und Sıcherung „politischer FEinheıt un rechtlicher Ordnung“ Er Dıie Vertas-
Sung „1St dıe rechtliche Grundordnung des (GemelLnwesens. Sı1e bestimmt die eıt-
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prinzıpıen, ach denen polıtische Einheit sıch bılden un: staatlıche Aufgaben
wahrgenommen werden sollen“ 25 Dıie Verfassung 1St die „höchstrangige a-

t1ve Aussage ber die Grundprinzıpien der Herrschaftts- un Wertordnung 1m
Staat“ 26 Und sS1C 1St damıt Ordnung un: Impetus zugleıch für den ständıg VO

notwendıgen Prozefß der Integration, ın dem „der Staat seıne Lebenswirk-
ıchkeıit hat“ 27

Die Vertassung ertüllt iıhre Funktionen ın eiınem eigentümlıchen Wechselwir-
kungsverhältnis mıiıt dem, W as neuerdings SCIN der gesellschaftliche Grundkon-
S ZCNANNL wırd Sıe hat diesen eınerseıts schon Zur Voraussetzung, stabilisiert
hn aber zugleich und verleiht ıhm Jenes Ma{fß VO Verbindlichkeit, ohne dıe dıe
Friedlichkeit des Zusammenlebens nıcht gewährleistet ware. Was ın der Vertas-
SUNg steht, 1St nıcht mehr Thema, sondern Prämisse politischer Entscheidungen.
Darın hegt die anderweıtig nıcht adäquat ersetzbare Leıistung der normatıven Ver-
tassung.“ 28 Damıt eıne Verfassung 1€es aber ın der politisch-sozialen Wıirklichkeit
auch tatsächlich eısten kann, sollte sS1e sıch der Tendenz ach auf elementare
Grundsätze beschränken un ın iıhren Formulierungen eıne gute Mıtte zwiıischen
juristischer Präzısıon un! Ofttenheit suchen. Dıie Verfassung soll also die rund-
strukturen vermıitteln; das Detail gehört eher ın das die Verfassungsprinzipien
umsetzende (jesetz. „Eıne Verfassung dartf nıcht konkret Zeıitbestände fest-
schreıben, weıl s$1e VO gesellschaftliıchen Anderungen überholt wırd.“ Sıe
dart aber auch „nıcht abstrakt se1n, 1111 nıcht iınhaltsleer un unverbindliıch
werden“ 29

Schliefßlich wırd MmMi1t Gründen davor gewarnt, dıe Verfassung oft un
hne hınreichenden rund eıner Anderung unterwertfen, weıl jede Änderung
nıcht 11UT die wiırkliche der vermeıntliche Verbesserung der rechtlichen
Grundordnung miıt sıch bringe, sondern zugleıch das Vertrauen ın hre Dauerhaf-
tigkeıit un hre normatıve Verbindlichkeit tangıeren könne. Dieser letzte Hın-
Wels 11l natürlıch nıcht grundsätzlıch jeder Anderung der Ergaänzung der Ver-
fassung wıdersprechen. 1e] eher enthält eiınen Vorschlag für die Verteilung der
Plausibilitätsbeweislasten. Jedentalls 1mM Hınblick auf eıne Verfassung 1St Verände-
rung eın Eıgenwert sıch VOT allem annn nıcht, wenn w} sıch UmM eıne Insge-
Samıı(t bewährte und iıntakte Verfassung handelt.

Dafß die Chance eıner Ausweıtung der Grundrechte un der Staatszıelbestim-
INMUNSCH verpafst worden sel, wırd manchmal zusätzlıich auf die Behauptung SC-
StutZt, die Integrationswiırkung des Grundgesetzes se1l dadurch beeinträchtigt
der Ar verlorengegangen. hne Frage gehört Integration den wichtigen
Funktionen eıner Vertassung. ber das, W 4S dıe Verfassung Sagtl, soll sıch das
'olk 1m breitest möglıchen Sınn ein1g se1ın der ein1g werden. ber das wiırtft
türlıch auch die rage auf, worüber un 1m Hınblick aut W aAsSs eıne Verfassung et-

W as soll, weıl CS auf dıe Eınigkeit darüber tür das Wohlergehen un: das
triedliche Zusammenleben der Menschen ankommt. afß „der treiheıitliche, säku-
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larısıerte Staat VO Voraussetzungen lebt,; die selbst nıcht garantıeren annn  « 5
ält Ja noch offen, ob enn die Verfassung mıt dem, W as S1e SagtT, dıese Vorausset-
ZUNSCH schaftfen der doch ıhnen beitragen kann, der ob das ıhr Leıistungs-
vermogen notwendig übersteigt.

Das Grundverständnis der Verfassung, VO dem 1ecr AUS  c ISt;, äflßt sıch
vielleicht aln besten och eiınmal Al and eiınes Themas verdeutlichen, das ın der
Verfassungsdebatte nach 990 eıne ZEWISSE Rolle gespielt hat, gegenwärtig aber
überraschenderweise kaum och erwähnt Wll"d In der (GemeLilnsamen Vertas-
sungskommı1ssıon hat eın parteiıübergreitender Antrag ZUur Abstimmung geSLAN-
den, den Satz „Jeder 1St Mitmenschlichkeit und Gemeılnnsinn aufgerufen“ als
eınen eıgenen Artıkel ın das Grundgesetz einzufügen. Dıieser Antrag hat bei der
entscheidenden Abstimmung ın der Vertassungskommissıon mıt Jastımmen
be1 Neıinstimmen un 7Z7Wel Enthaltungen die notwendiıge Zwei-Drittel-Mehr-
heıt knapp vertehlt. So 1STt CS weder eıner Empfehlung der Kommıuissıon och
spater ZUuUr Autnahme dieses Textes ın das Grundgesetz gekommen.

Wenn 201 heute als einzelne gefragt würden, ob Wır dem Inhalt jener Aussage
zustımmen, dürtte das Ergebnis ohl überwältigend se1n. Kaum jemand würde
sıch als Person 1er wollen. Und dennoch bleibt O richtig, dafß dıe Ver-
fassung dıe Grundnormen ber Verteilung, Organısatıon, Ausübung und Kon-
trolle der staatlıchen Macht, die Grundrechte der Bürger und möglıchst präzıse
Umschreibungen der Staatsaufgaben und iıhrer Grenzen, nıcht aber unverbindlı-
che Programmsätze, unertüllbare Versprechungen der ZW ar wohlgemeınte, aber
nıcht durchsetzbare Appelle enthalten soll Was dıe Verfassung nıcht eıisten kann,
sollte ıhr auch nıcht aufgebürdet werden.

Es 1St nıcht Sache der Verftassung, 1ın solcher Weıise tür die Erfüllung eıner unbe-
zweıtelbaren moralıschen Pflicht werben, die auch auf diesem Wege nıcht ın
eıne Rechtspflicht verwandelt werden ann Und dennoch bleibt 1er eın Getühl
der Unsicherheit und auch des Unbehagens. Da der Zusammenhang VO Polıitik
un Moral 1m Bewufßtsein bleibt, gehört Ja 1U ın der Tat den Voraussetzun-
SCH, VO denen der freiheitlich-demokratische Staat ebt selbst dann, WE seıne
Bürger das gelegentliıch VErgCSSCH scheıinen. ber dieses Bewulflistsein gehört
eben zugleich den Voraussetzungen, die der Staat nıcht garantıeren an Dıie
Verfassung allein ann daran aum äandern. Dagegen ware eın wohlverstan-
dener Verfassungspatri1ot1ismus 1er vielleicht nıcht ganz chancenlos.

Unsere Verfassung: Elemente ıhrer Qualifikation
Das Grundgesetz 1St Uuns, den Bürgern ın den alten Ländern der Bundesrepublık,
durch vier Jahrzehnte der Teilung uUunNseTCs Landes hindurch eıne ZuLE, Ja
eıne sehr guLe Vertassung SCWECSCHL., Es hat uns in einer weıthın anerkannten Weiıse
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Recht und Freiheit gesichert, un: hat, w1€e heute aus der Rückschau deutlich
ISt, VO Antang A miıt orofßer Klugheit verfassungsrechtliche Vorsorge für das
ungewI1sse Ereignıs der Wıederherstellung der staatlıchen Einheit getroffen. Was
dıe Verfassung bewirken konnte, hat s1e geleistet, un:! s$1e eıstet CS selıt 1990 nıcht
wenıger. Es o1bt g keinen überzeugenden Anla{fß für die Behauptung, das rund-
DESETIZ se1 des Ereignisses der Wıedererlangung der staatlıchen Einheit
überholt un nıcht mehr gee1gnet, die Verfassung des wıiedervereinigten Deutsch-
lands se1n.

Zu den Merkmalen, dıe die hohe Qualität dieser Verfassung ausmachen, gehört
Zzum eınen ıhre bıs heute gültige Antwort auf dıe polıtische un moralısche Kata-
strophe des Natıonalsozialısmus. In ihrer Fundierung auf das Prinzıp der Men-
schenwürde und der daraut gegründeten Ausgestaltung der Grundrechte steht s1e
ın der Kontinuität der auf Recht un Freıiheıit zıelenden deutschen Verfassungsge-
schichte VO 848 un 919 un: hat diese bıs eiıner überzeugenden Stutfe
fortgeführt. Ihre staatsorganısatorische Leistung geniefßt auch iınternatıonal hohes
Ansehen.

Fın weıteres wichtiges Qualitätsmerkmal des Grundgesetzes, das VO den Be-
fürwortern seiıner Ablösung durch eıne NECUEC Verfassung verständlicherweise
aum Je erwähnt wırd, 1StTt jedoch seıne miıt Wertgebundenheit un: Standtestigkeit
ın überzeugender Weıse verbundene Flexibilität: seıne strukturelle Oftenheit für
alle VO breiten Mehrheiten für ertorderlich gehaltenen Anderungen un:! Ergän-
ZUNSCH, SOWeIlt diese den tundamentalen Bauelementen der Verfassung, den T1nN-
zıpıen des treiheitlich-demokratischen Rechts- un: Sozılalstaats, dem Prinzıp der
Menschenwürde mıiıt dem Vorrang der Grundrechte un den Grundelementen
des Förderalismus nıcht wiıdersprechen. Das { dieser Verfassung, der Wılle
ıhr un eın ıhm entsprechender Verfassungspatriotismus schließen das Ja die-
SCT Flexibilität nıcht AUsS, sondern eın. Dıie selt un 1MmM Zusammenhang mıiıt der
Wıederherstellung der staatlıchen Eıinheıt Deutschlands vOrgeNOMMENECN nde-
TuUNgseCn un Ergänzungen des Grundgesetzes sınd den verfassungsrechtlichen un:!
verfassungspolitischen Heraustorderungen dieses Prozesses durchaus gerecht SC-
worden. Dafß das, W as innerer Einheıit och tehlt, seıne Ursache darın habe,
da{fß das Grundgesetz nıcht durch eıne Cuc Verfassung ersetIizZt der doch wen1g-

eıner Totalrevisıon unterzogen worden sel, 1St bestentalls eıne Behauptung
hne Beweıs. Und das oilt ın analoger Weise auch für die These, da{fß die auf die
Wıederherstellung der staatlıchen Einheit Deutschlands tolgende Verfassungsre-
torm gescheıtert sel,; weıl INa  — e versaumt habe, dıe Verfassung ın ausreichender
enge miıt Grundrechten un: Staatszıelbestimmungen anzureıichern.

Das bedeutet 1U aber nıcht, da{fß die polıtische Wiıirklichkeit nıcht einıge Pro-
bleme bereıthielte, deren Lösung auch auf der verfassungsrechtlichen Ebene CI -

NEeut eiınen Korrekturbedartf Zzur Folge haben könnte. Da 1St ZUuU Beispiel die
versteckt ex1ıstierende Bestimmung ın Art 106 Abs Zıtt. ach der
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be1 der Verteilung der Steuern zwıschen Bund un Ländern „eın billıger Aus-
gleich erzielt, eıne Überbelastung der Steuerpflichtigen vermıeden un die FEın-
heitlichkeıt der Lebensverhältnisse 1MmM Bundesgebiet gewahrt“ werden soll Was
dıe Erfüllung VOT allem der etzten Forderung angesichts der Bedingungen ın den

Bundesländern iımplıziert, erd möglicherweise doch noch eıner vertas-
sungsrechtlichen Verdeutlichung bedürten.

Mıiıt der Frage ach der „Einheıitlichkeit der Lebensbedingungen“ wırd zugleich
das Verhältnıis zwıschen den Ländern und dem Bund ın eiınem allgemeineren Sınn
MECUu ın die Diskussion gestellt. Im Zug der Wıiedervereinigung haben die Bundes-
länder, dıe größeren insbesondere, hre Stellung 1m bundesstaatlichen Gefüge SC-
etärkt. Das entspricht einerseıts der Grundlinie des Grundgesetzes, reizt aber
auch der rage, ob WIr möglicherweıse aut dem Rückweg eiınem Staaten-
bund selen. Politische Entwicklungen verschiedenster Art geben dieser Frage
Nahrung. Dıie dezente Mahnung AUS Karlsruhe, da{ß dıe Reföderalisierung der
Bundesrepublık verfassungsrechtliche Grenzen habe *, spricht eıne deutliche
Sprache.

Die rage ach der zukünftigen Gestalt des deutschen Föderalismus hat um

oröfßere Bedeutung, als das ın Art 23 erneut legitimıerte, VO den Ver-
tragen VO Maastrıicht und Amsterdam vorgezeichnete Fortschreiten der europäl-
schen Integration dıe ın uUunNnseTeMm Bundesstaat zentrale Leıtungs- un Steuerungs-
instanz ohnehın eher schwächen als stärken erd Dıie Bundesebene un hre (Dr-
DSanc werden also gewissermaßen VO Z7wel Seıiten her ın die Zange4
Das kann, bedenkt Ina  — die weıthın eher zentralistische truktur der meısten
deren Mitgliedsländer der Europäischen Union, der Wahrung berechtigter eut-
scher Interessen ın den och unabsehbar langen Übergangsphasen aum beson-
ders dienlich se1in.

Da die Prozesse der Integration unumkehrbar sınd un gleichermaßen 1ın iıch-
tung auf Vertietung w1e€e auf Erweıterung weıtergetrieben werden mussen, werden
sıch auch 1mM Hınblick auf UNseTC Verfassung DU Fragen ergeben. Sıe werden
nıcht zuletzt die Basısnormen betreffen, ın denen eınerseıts das Prinzıp des SOZ1A-
len Rechtsstaats VO  - jeder prinzıpiellen Infragestellung geschützt ISt, ZUu anderen
aber mMiI1t der Sozialstaatsklausel wıeder Bedingungen vorausgesetzt sınd,
deren dauerhafte Exıstenz der Staat nıcht garantıeren ann Die langfristige de-
mographische Entwicklung un: die der unvermeıdliche Verstärkung des
Arbeitskräfteangebots werden sıch 1er eiınem Problemproftil ENOTIMECN Ausma-
KRes vereınen.

Dem Nachdenken ber uUNnseIC Verfassung erd N also auch ın Zukuntt keines-
WCB>S Al AAan tehlen. ber das Bessere kann immer 11UT!T gefunden werden,
WEeNnNn das, W 4S gul ISst, auch als eın CGut erkannt und respektiert wırd Das
Grundgesetz verdient diesen Respekt un eınen > verstandenen Verfassungspa-
trıot1ısmus hne jeden Vorbehalt
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